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Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 


en — — 


Beiträge zur Geſchichte und Statiltik der politischen 
Hereine in Beſterreich. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 


Neue Folge. 
Das politiſche Vereinsleben des Jahres 848. 
(Schluß.) 80 

Die Verhältniſſe Tirols und Vorarlbergs laſſen ſich kurz 
beleuchten. N u Muse 

In Junsbruck bildete ſich ſchon früh ein „katholiſch⸗conſtitutioneller 
Verein“, welcher ſich in Filialen über das ganze Land verbreitete und 
die politiſche Agitation des ganzen Jahres beherrichte. =) Bon der 
gegnerischen Seite iſt uns nur bekannt geworden, daß im Juli von 
Brixen aus die Gründung eines Vereines zur „Forderung des conſti⸗ 
tutionellen Princips, Bekämpſung des religiöſen und politiſchen Obſcurau⸗ 
tismus und theo-, bureau-, ariſtokratiſcher Reactionsgelüfte“ in die Hand 
genommen wurde und daß noch ſpäter von einem Gegenſatze des „ patrio⸗ 
tiſchen Vereins“ in Bregenz zu dem dortigen Abgeordneten kirchlicher 
Richtung in Fraukfurt die Rede iſt. 2%) 

) Vgl. Allgemeine i S. 2980. Ueber die Parteiagitation 
Tirols in Aiden gibt ferne led nicht auf leidenſchaftsloſer Beobach- 
tung beruhende Aufſchlüſſe das Werk von J. Streiter, „Studien eines Tirolers“ 
Leipzig 1862). 

) Vgl. Innsbrucker Zeitung vom 4. Juli und S. 454. 


vou bewaffneten und zugleich berathenden Körpern, 


In Wälſchtirol bildeten ſich in den größeren Städten ſoge— 
nannte patriotiſche Ausſchüſſe in eutſchieden italieniſchem Geiſte und um— 
ſpannten die beiden Kreiſe von Trient und Roveredo mit einem Netze 
gleichgeſinnter Filialen; die erſten Bildungen erfolgten ſchon im März 
und neues Leben wurde der ganzen Bewegung im Herbſte eingehaucht, 
als der Petitionsſturm an den Reichstag um Trennung von Nordtirol 
zur Organiſation gelaugte. 

Ju Böhmen fehlen uns zunächſt jene Erſcheinungsformen des 
öffentlichen Lebens nicht, welche uns in anderen Ländern in der Geſtalt 
ſelbſtgeſchaffenen 
Behörden u. ſ. w. begegnet find. Aus der berühmten Wenzelsbad— 
verſammlung ging durch Wahl das ſogenaunte St. Wenzels- oder 
Bürgercomite hervor, welches ſich ſeit dem 12. März auf dem Prager 
Rathhauſe verſammelte und alsbald, wie der ſpätere Sicherheitsausſchuß 
in Wien, alle Macht und Autorität in ſich vereinigte. Es verſchmolz 
nach dem 10. April mit einem zweiten Collegium, der vom Gouver— 
neur Graf Stadion gebildeten Gubernialcommiſſion, zu dem National— 
comite und blieb als ſolches bis in die Junitage in Wirkſamkeit. Neben 
Nationalgarde und Studentenlegion und deu bezüglichen Vertretungen 
finden ſich ferner frei gebildete bewaffnete Vereinigungen, ſo das Corps 
der „Svornoſt“. 30) 

Aber auch neben dieſen Orgauen war noch Platz für ein ent 
wickeltes politiſches Vereinsweſen, weil bei dem einen Stamme des Landes 


die jüngſte Entwicklung ſchon in dieſer Richtung vorgearbeitet hatte und 


ſich 


die nationale Agitation von der einen Seite jene von der zweiten 
weckte. Die czechiſchen Vereinsgründungen von politiſcher Form brauchten 
uur an die reiche Vereinsbildung der verſchiedenſten Art an— 
zuſchließen, welche innerhalb dieſes Stammes in den Vierziger-Jahren 
in nationalem Geiſte entſtanden war. Beſedas, Liebhabertheater u. dgl. 
waren überall verbreitet und hatten die nationale Geſinnung leb— 
haft erregt. 26) 

In dieſem Geiſte waren die Statuten der Prager „Slovanska 
lipa“ (ſlaviſche Linde) entworfen (24. Mai), welche das Muſter für 
die politiſche Vereinsbildung der czechiſchen Nation wurde. Wahrung und 
Hebung der ſlaviſchen Nationalität, Forderung ihres geiſtigen und 
materiellen Wohlſtandes, Pflege der Wechſelſeitigkeit unter den ver— 
ſchiedenen Slavenſtämmen, Verbindung Böhmens, Mährens und Schle 
ſiens zum Schutze gegen das Andringen des deutſchen Völkerbundes 
ſtehen in dieſen Statuten obenan. Binnen 14 Tagen zählte der Verein 
ſchon 600 Mitglieder, vertreten durch einen größeren Ausſchuß von 
50 Mitgliedern und ein engeres Comite, welches in täglichen Sitzungen 
ſofort eine energiſche Thätigkeit entfaltete. Nach dem Muſter des Haupt 
vereines eutſtauden nun Zweigvereine in allen größeren Orten des 
ſlaviſchen Böhmen, ſie bildeten ſich, wenn auch mit Schwierigkeiten 


) Vgl. Gegenwart, X, S. 141, 142. Für Böhmen 
aber auf Helfert's Werk als eine beſonders reichhaltige O 
% Vgl. Helfert, IT, S. 150 f 


überhaupt iſt 
uelle zu vetweiſen. 


in mähriſchen Städten und ſelbſt in Tefchen taucht ein ſlaviſcher 
Verein auf. 2%) 
Der ſlaviſche Charakter, welchen die politische Bewegung in 


Böhmen von Aufang an trug, drängte aber auch die Deutſchen des 
Landes zur politiſchen Organiſation. Ein „deutſcher Verein“ findet ſich 
in Prag ſchon früh, ſchon im April, hören wir, wird eine Sitzung 
desſelben geſpreugt. 25) N 

Nach den Wiener Maiereigniſſen ſcheint allerdings vorübergehend 
der Verſuch gemacht worden zu ſein, die nationale Kluft zu überbrücken 
und alle Elemente zur Abwehr der Wiener Bewegung zu vereinigen. 20) 
Die üppige Fortentwicklung eines national getrennten Vereinslebens 
wurde aber hiedurch nicht gehindert. Im Gegenſatze zu deu zahlreichen 
Lindenvereinen in Böhmen entſtanden allenthalben deutſche Vereine im 
Lande und die Orgauiſation war bald auf beiden Seiten fo ausgebildet, 
daß wir die Vertreter der Lindenvereine im Juni und December in 
Prag, jene der deutſchen Vereine im Auguſt zu Teplitz und im No— 
vember zu Eger zu Congreſſen zuſammentreten ſehen. 

In dieſem Vereinsleben haben die Prager Juniereigniſſe natür⸗ 
lich eine kurze Störung hervorgerufen, denn der Belagerungszuſtand 
dauert doch bis 20. Juli; im Auguſt ſehen wir aber ſchon wieder 
in beiden Lagern eine lebhafte Thätigkeit. 

Das erſte Lebenszeichen, welches die Slovanska lipa in Prag 
nach ihrem Wiederzuſammentritte gab, war eine Verwahrung gegen das 
Vorgehen Thun's und Windiſchgrätz's in den Junitagen und eine 
Bitte an das Strafgericht, die Unterſuchung gegen die in dieſer Sache 
auf dem Hradſchin Verhafteten auf freiem Fuße zu führen. Von da an 
behielt ſie alle particulären und allgemeinen, die Nation berührenden 
Fragen ſcharf im Auge. Sie ſtrebte die Errichtung von Collegialgerichten 
au und forderte die böhmiſchen Stadtgemeinden auf, Petitionen in 
dieſem Sinne au das Miniſterium zu richten. Sie wirkte auf die 
Wahlen für die Schwurgerichte und für die Prager Gemeindevertretung 
ein; ſie ſchlug eine Zuſammentretung aller böhmiſchen Nationalgarden 
vor, um eine gemeinſame Organiſirung derſelben mit dem Sitze des 
oberſten Commandos in Prag zu erzielen, und verlangte für die 
Bürgerwehr der Hauptſtadt Geſchütze; ſie ſchritt bei der Intendantur 
des Theaters um czechiſche Vorſtellungen ein und wirkte mit Erfolg für 
die Einführung des Unterrichtes der czechiſchen Sprache an den Gym⸗ 
naſien durch die Regierung. 

Nicht minder führte die Slovanska lipa in den großen ſtaat— 
lichen Fragen ein maßgebendes Wort; ſie übte, indem ſie gleichſam als 
die Fortſetzung des durch die Juniereigniſſe geſprengten Slaven⸗ 
cougreſſes erſchien, weit über die Grenzen Böhmens Einfluß aus. 

Was die Stellung zu Deutſchland betrifft, wirkte ſie nicht nur 
im Geiſte des früheren Nationalcomites gegen die Ausſchreibung von 
Neuwahlen in die deutſche Nationalverſammlung, ſondern verlangte 
ſogar die Abberufung aller in der Paulskirche weilenden öſterreichiſchen 
Abgeordneten. 

In deu Fragen der inneren Politik war ſie der Rückhalt der Rechten 
des Wiener Reichstages; ſie unterſtützte die Reichstagsverhandlungen 
über die Unterthänigkeitsaufhebung, indem fie für die Aufrechthaltung 
des agrariſchen Friedens im Lande eintrat, und nahm, als die Mit⸗ 
glieder der Reichstagsrechten uach dem 6. October Wien verließen, einen 
Rechtfertigungsvortrag von Deputirten derſelben entgegen. “) 


Im Februar 1849 noch veranſtaltete ſie eine Monſtreadreſſe als 


Vertrauenskundgebung für den Kremſierer Reichstag und brach ſelbſt 
nach der Auflöſung desſelben eine Lanze für dieſen ſowie für ſein unfertiges 
Werk, nämlich für den Verfaſſungsentwurf des Conſtitutionsausſchuſſes, gegen 
die octroyirte Märzverfaſſung. 3") Hiemit hatte fie aber ſchon den Zenith 
ihrer Bedeutung überſchritten, wenn es auch Thatſache iſt, daß ſie 
unter der Herrſchaft des Vereinsgeſetzes von 1849, ja auch im Jahre 
1850 noch fortbeſtanden hat. ) 

All' dies betrifft den Vorort der Lindenvereine in Prag. 

Von den einzelnen Töchtervereinen iſt wenig bekannt. 


2) Vgl. Helfert, II, S. 182. 

Vgl. Gegenwart, X, S. 152. 

20% Vgl. Allgemeine Zeitung, S. 2327. 

30 Vgl. Helfert, U, S. 366 und an and. O. 

0 Vgl. Helfert, IV, 3. Th., S. 372; Wiener Zeitung, Morgen⸗ 
blatt, J. 1849, S. 1291. 

2) Vgl. Wiener Zeitung, Abendblatt, J. 1849, S. 346: Morgenblatt, 
J. 1850, S. 310. An letzterer Stelle wird berichtet, daß Havliczek, welcher 
erſt 1849 nach Safarik und Hanka in das Präſidium gelangt war, aus dem 
Vereine ſchied, weil dieſer als politiſcher fortbeſtehen wollte. 
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Die Lindeuvereine traten aber, abgeſehen von ihrer Theilnahme 
an dem Slavencongreſſe im Juni, noch einmal ſämmtlich in den Vorder⸗ 
grund, als ſie Ende December des Jahres 1848 ſich zu ihrem großen 
Tage in Prag verſammelten. 

69 Mitglieder waren zu dieſem Congreſſe erſchienen, von 
32 Vereinen entſendet, darunter von den zwei Lindenvereinen in Olmütz 
und Hradiſch in Mähren. 

Auf dieſem Tage wurde zunächſt die Organiſation des Vereins— 
verbandes vollendet, die Abhängigkeit der Filialen von dem Prager 
Hauptvereine geordnet und das Vereinsorgan, Noviny lipv slovan-ke, 
gegründet; außerdem wurden aber anch noch alle möglichen Fragen, 
Schulſachen, volkswirthſchaftliche Gegenſtäude, ja ſelbſt auswärtige An⸗ 
gelegenheiten berathen. Es war ſomit der Apparat zu einer großen 
politiſchen Thätigkeit aufgeboten und an dem allgemeinen Umſchwung 
der Dinge allein mochte es wohl liegen, daß ein zweiter Jahrescongreß 
nicht mehr ſtattgefunden hat. 

Wir wenden uns unn dem deutſchen Stamme in Böhmen zu. 

Nach dem Stillſtande der Bewegung im Frühſommer begegnen 
wir dem „conſtitutionellen“ Vereine Prags im Auguſt ſofort wieder, 
denn am 5. Augnuſt richtet er eine Adreſſe an die dentſche National⸗ 
verſammlung, welche ſich gegen den Waffenſtillſtand von Malmö kehrt. 
Am 19. Auguſt ſprach der Verein fein Glaubensbekenntuiß dahin ans, 
daß 1. die econſtitutionelle Monarchie anf demokratiſcher Grundlage zu 
erſtreben ſei, 2. die Intereſſen der Deutſchen verfochten werden müßten, 
aber ohne Anfeindung der Czechen, jo daß 3. alle czechiſchen Freiheits— 
forderungen Uuterſtützung zu finden hätten. 

Analog den Lindenvereinen waren nun aber auch ſchon alleut— 
halben im Lande deutſche Vereine entſtanden, ſo daß man Ende Auguſt 
daran gehen konnte, die zerſtreuten Elemente durch einen Vereinstag 
zuſammenzufaſſen. Dieſer Tag fand nach einer vorbereitenden Verſamm— 
lung in Reichenberg vom 28. bis 31. Auguſt in Teplitz ſtatt. 3°) 

Auf der Tagesordnung ſtanden die Fragen 1. der Conſtituirung 
Böhmens mit beſonderer Berückſichtigung der deutſchen Kreiſe, 2. des 
politiſchen, 3. des commerciellen Anſchluſſes an Deutſchland. 

Was den erſten Punkt betrifft, ſo wurde in Uebereinſtimmung 
mit Löhner's Antrag im Reichstage die Trennung von den czechischen 
Landestheilen in Bezug auf Provinzialverwaltung und Provinzial⸗ 
vertretung verlangt; die Provinziallandtage und Provinzialgubernien 
ſollten beſeitigt und dafür die Provinzen in Kreiſe nach der Sprad)- 
grenze zerlegt werden, in welchen Kreishauptleute mit mehreren von 
der Gemeinde gewählten Kreisräthen die Verwaltung zu führen, die 


Gemeinden aber auf Grund einer freien Gemeindeverfaſſung ſich Gemeinde- 


räthe durch directe Wahlen zu beſtellen hätten. 

Was den zweiten und dritten Punkt anbelangt, jo wurde der An— 
ſchluß an Dentſchlaud als vollendete Thatſache und der Zollanſchluß als 
nothwendige Folge hievon bezeichnet. 

Ueber dieſe politiſchen Reſolutionen hinaus machte mau aber auch 
noch einen weiteren Schritt zur dauernden Organiſation des deutſchen 
Vereinsweſens in Böhmen, indem man einen Centralverein wählte und 
die Prager „Deutſche Zeitung aus Böhmen“ als allgemeines Vereins⸗ 
organ anerkannte.“) 

Dieſem Tage folge noch ein zweiter, nämlich jener der deutſchen 
Vertrauensmänner in Eger vom 20. bis 23. November. 50) 

Der „Deutſche Geſammtverein in Böhmen“ hatte damals ſeine 
Veräſtungen ſchon über alle von Deutſchen bewohnten Gebiete des Landes 
ausgedehnt und konnte ſich rühmen, daß es wenige deutſche Städte in 
Böhmen gebe, die nicht einen deutſchen Verein in ihrer Mitte auf⸗ 
zuweiſen hätten. Auf dem Egerer Congreſſe erſchienen 61 Abgeordnete 
derſelben (nach einer anderen Verſion 54) und es wurde hervorgehoben, 
daß es im ganzen Lande bereits 80 Vereine mit je 50 bis 200 Mit⸗ 
gliedern gebe. Der Congreß gliederte ſich in vier Comite's, für Vereins-, 
für politiſche, juridiſche und allgemeine Fragen und zog demgemäß in 
ſeinen Plenarverſammlungen eine Reihe von Gegenſtänden dieſer ver⸗ 
ſchiedenen Kategorien in den Kreis ſeiner Berathung. 


>) Vgl. Wiener Zeitung, Abendblatt, S. 582 und 589. 

„ Zum Vororte wurde der Reichenberger Verein gewählt. Den Prager 
conſtitutionellen Verein überging man, weil man ihm Lauheit bei den Frankfurter 
Wahlen und dem böhmiſchen Nationalcomite gegenüber zum Vorwurfe machte, 
vielleicht auch, da fein Vertreter (Dr. Klier) gegen die auf Böhmens Theilung 
abzielenden Anträge geſprochen hatte. 


% Vgl. Helfert, II, S. 365; Wiener Zeitung, Morgenblatt, 


S. 1167. 1176, 1186, 1196. 


Wir ziehen zunächſt den Geschäftsbericht des Reichenberger Central- 
vereins über die Zeit ſeit September in Betracht. 

Hienach wurde eine reiche Thätigkeit ſowohl in organiſatoriſcher 
Beziehung als in Petitionen und Adreſſen entwickelt. 

Von dem Juſtizminiſterium verlangte man anläßlich der Organi⸗ 
ſation des Preßgerichtes in Prag deutſche Geſchworne und deutſche 
Richter, ferner im Allgemeinen die Abgrenzung der Gerichtsbezirke 
ſtrenge nach der Sprachgrenze und Auſtellung von deutſchen Beamten 
bei Beſetzung der neuen Gerichte in deutſchen Gegenden; von dem 
Unterrichtsminiſterium die Errichtung eines deutſchen Gymnaſiums in 
Prag und von Lycealclaſſen an allen Gymnaſien in deutſchen Gegenden. 
Eine Petition an das Kriegsminiſterinm um Veranlaſſung eines nenen 
Recrutirungsgeſetzes wurde vorbereitet und eine Petition an das Mini⸗ 
ſterium des Junern beſchloſſen, daß die noch ruͤckſtändigen Wahlen für 
die Frankfurter Nationalverſammlung ſchleunigſt eingeleitet werden möchten. 

Dem Wiener Reichstage wurde die Anerkennung für deſſen Wirk— 
ſamkeit ſeit dem 6. October ausgeſprochen und an alle Wahlbezirke die 
Aufforderung gerichtet, ihre etwa beurlaubten oder „feldflüchtigen“ 
Depnutirten zur ſchleunigen Rückkehr an ihren Beſtimmungsort zu ver— 
anlaffen. Für den Fall, daß ein Landtag in Prag zuſammenberufen 
würde, ſollten alle Bezirke, die noch nicht gewählt hatten, aufgefordert 
werden, dies auch jetzt nicht zu thun, die übrigen aber, ihre Wahlen 
zu widerrufen. 

Am 13. October entſandte der Verein eine Deputation zur 
Ueberreichung einer Adreſſe mit 3880 Unterſchriften an den Kaiſer, um 
Schonung und Milde für Wien anzuflehen, und um zugleich die in 
Olmütz anweſenden „unthätigen“ Reichscommiſſäre zur Wirkſamkeit in 
dieſem Sinne aufzufordern. 

Von den Verhandlungsgegenſtänden des Congreſſes heben wir die 
allgemein bedeutſamen hervor. 

Hieher zählen wir zunächſt den einſtimmig beſchloſſenen Proteſt 
bei der Regierung und dem Reichstage gegen die Errichtung eines Statt— 
haltereirathes in Böhmen im Sinne des Aprilpatentes, ſodann die unter 
ſtürmiſchem Applaus beſchloſſene Petition an den Reichstag, daß er auf 
Behebung der Allgewalt des Fürſten Windiſchgrätz und Beſeitigung 


des Ausnahmszuſtandes in Wien dringen möge. An alle deutſchen Vereine 


ſollte ferners ein Aufruf zu Sammlungen für die Wiener ergehen. 

Gegen das von der Slovanska lipa angeſtrebte einheitliche Ober⸗ 
commando der Nationalgarde in Prag wurde Stellung genommen. Alle 
deutſchen Nationalgardekörper ſollten um die Zuſtimmung zu einem Organi— 
ſationsentwurfe augegangen werden, demzufolge die Nationalgarde jedes 
Kreiſes und wieder die deutſche und böhmiſche jedes Landes unter ge— 
fondertem Commando ſtehen und höchſtens ein vom Kaiſer und Miniſte— 
rium zu ernennender Obercommandant des dentſchen und czechiſchen 
Gardecommandos zuläſſig ſein ſollte. 

Bedeutſamer aber noch als all' dies waren die Verhandlungen des 
letzten Tages, nämlich über die Adreſſe an die deutſche Nationalverſamm⸗ 
lung anläßlich der Abſtimmung über die $$ 2 und 3 der Reichs⸗ 
verfaſſung. In dieſer Adreſſe ſprach der Congreß ſeine Freude aus, wenn 
die 8s 2 und 3 zum Beſchluſſe erhoben würden, und erklärte ſich bereit, 
jedes nöthige Opfer zu bringen, um in Verbindung mit dem übrigen 
Deutſchland zu bleiben; es iſt ſomit, wenn auch ſonſt das Echo aus 
Deutſch⸗Oeſterreich nur ein ſchwaches war, aus Deutſch-Böhmen jeden— 
falls eine mächtige Kundgebung im Sinne des Auſchluſſes erfolgt. 

Aus Mähren und Schleſien fließen die Nachrichten viel 
ſpärlicher. 

In Mähren iſt uns, von den ſchon genannten Lindenvereinen 
abgeſehen, ein politiſcher Verein nur noch aus Brünn bekannt gemor- 
den 3%); in Brünn tritt überdies in den Octobertagen auch ein Sicherheits- 
ausſchuß hervor. 

In Schleſien wird uns ein demokratiſcher Verein in Teſchen 
genannt, welcher mit dem Wegzuge ſeines Gründers, des Fraukfurter 
Abgeordneten Kolatſchek, dahinſiecht und auch in anderen Städten 
ſollen demokratiſche Vereine beſtanden haben. ) 

Im Ganzen ſtanden aber Mähren und Schleſien, wenn uns auch 
viele einzelne Vereinsbildungen entgangen ſein ſollten, wenigſtens in der 
Organiſation hinter Böhmen weit zurück. Es mag dies ſeine Erklärung 
zum Theile in dem minder lebhaften Gegenſatze der Stämme in dieſen 


5% Vgl. Helfert, IV, 3. Th., S. 35. 
5) Vgl. Helfert, II, S. 330; III, S. 449. 
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Ländern finden, mehr aber noch dürfte der Umſtaud mitgewirkt haben, 
daß in den proviſoriſchen Landtagen dieſer Länder der Ventile genug 
für die aufgeregte öffentliche Meinung geſchaffen waren, während in 
Böhmen der Zuſammentritt des Landtages bekanntlich an den Pfingſt⸗ 
ereigniſſen ſcheiterte. 

Werfen wir zum Schluſſe noch einen kurzen Blick auf Galizien. 

Ju dieſem Lande Scheint die Organiſation von vorneherein mehr 
auf das Handeln gerichtet geweſen zu ſein; die politiſchen Vereine in 
der Form von auf große Betheiligung berechneten Debattirelubs find 
jedenfalls weit zurückgetreten hinter der durch die „Nationalräthe“ über 
das ganze Land verzweigten civilen Ordnung, welche der militäriſchen 
der Nationalgarde parallel ging. 

Schon im März war auf Vorſchlag des Journaliſten Dobrzanski 
in Lemberg ein Nationalrath (vada narodowa) gewählt worden. Dies 
Beiſpiel wurde bald von den Kreisſtädten und auch von kleineren Orten 
nachgeahmt, jo daß es in manchem Kreiſe zwölf bis fünfzehn ſolcher 
Nationalräthe gab, die alle unter ſich und mit dem Lemberger Haupt— 
rathe (rada narodowa centralna) im unausgeſetzten Verkehre ſtanden. 
Sie gelangten hie und da zu ſolchem moraliſchen Gewichte, daß 
man kaum wußte, ob das Kreisamt oder die Rada narodowa die 
Behörde fe. “) 

Dieſe Thätigkeit der Polen weckte eine entgegengeſetzte Agitation 
der Ruthenen. Ein rutheniſcher Rath (rada ruska) trat in Lemberg 
in's Leben und nahm ſofort die Gründung einer „Matice ruska“ nach 
czechiſchem Vorbilde in die Hand; Stanislau, Zolkiew, Brody und viel⸗ 
leicht auch andere Orte folgten dem gegebenen Beiſpiele. 39) 

Nach den Lemberger Unxuhen im Herbſte ward vom General 
Hammerſtein der Belagerungszuſtand verkündigt und dieſer hatte neben 
der Auflöſung der Nationalräthe die Einſtellung des Vereins- und Ver⸗ 
ſammlungsrechtes überhaupt zur Folge. 


Ueberblicken wir nun das Reſultat der Vereinsbewegung, wie es 
ſich mit dem Beginne des Jahres 1849 in ſämmtlichen öſterreichiſchen 
Ländern darſtellt, ſo gewinnen wir folgendes Bild. 

Soweit die Bewegung nicht ſchon früher durch die gewaltſame 
Unterdrückung der Revolution erſtickt worden war, hatte ſie mit der 
Auflöſung des Kremſierer Reichstages ihren formellen Abſchluß gefunden. 
Wohl war in dem Auflöſungspatente zugleich ausgeſprochen, daß mit 
dieſem Acte nicht die Rückkehr zur abſoluten Regierungsform eingeleitet 
werden ſollte, und was ſpeciell das Vereinsrecht anbelangt, jo fand ſich 
außer der oetroyirten Verfaſſung noch eine beſondere Garantie in dem 
gleichzeitig kundgemachten Vereinsgeſetze. Allein die neue geſetzliche An⸗ 
erkennung des Vereinsrechtes blieb inſoferne eine mehr theoretiſche, als 
der in großen Theilen des Reiches herrſchende Belagerungszuſtand das 
Vereinsrecht thatſächlich außer Kraft ſetzte. Es iſt ſomit die im Jahre 
1848 in's Leben getretene Vereinsbewegung in der That in der Haupt⸗ 
ſache eine auf dieſes Jahr begrenzte geblieben, fie iſt eine in ſich abge- 
ſchloſſene geſchichtliche Epiſode und es rechtfertigt ſich dadurch die 
Beſchränkung der Darſtellung auf dieſen eng umſchriebenen Zeitabſchnitt. 10) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Gewerbsbefugniſſe der Modiſtinnen. Dieſelben find auch 

zur Haltung und zum ſelbſtſtändigen Verkaufe von künſtlichen 

Blumen und Federn, ſowie zur Führung entſprechender Firma⸗ 
tafeln berechtigt. 

In Folge einer Anzeige der Genoſſenſchaft der Kunſtblumen⸗ 
erzeuger und Federnſchmücker in G. gegen mehrere Modiſtinnen in G. 
wegen ſelbſtſtändigen Verkaufes von Blumen und Federn wurden die 
Angezeigten mit dem Decrete des Stadtrathes in G. vom 7. Februar 
1885, Z. 3814, aufgefordert, den ſelbſtſtändigen Handel mit Kunſt⸗ 


8 Vgl. Helfert, III, S. 312, 314. 

Vgl. Helfert, II, S. 182. 

) Wohl wird uns berichtet, daß ſich im Februar 1849 in Wien ein 
„Bürgerverein zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung“ („Club der Vertrauens. 
männer“) bildete, daß ferner im März 1849 durch den „Wiener Patriotenverein“ 
eine mit 30.000 Unterjchriften verſehene Vertrauensadreſſe an das Geſammt⸗ 
miniſterium überreicht wurde (Helfert, IV, 3. Th., S. 15, 417), es ſcheinen 
aber hier Schöpfungen vorzuliegen, die nur für den Moment geſchaffen oder 
nicht mit dem ausgeſprochenen Vereinscharakter ausgeſtattet waren. 


blumen ſogleich einzuſtellen und die allfälligen, in den Auslagkäſten aus⸗ 
geſtellten Guirlanden und Ballblumen, ſowie die auf den Verkauf von 
Blumen und Federn hindeutenden Firmatafeln und Aufſchriften zu entfernen. 

Unter Denjeuigen, welchen der obige Auftrag zugekommen war, 
befand ſich auch die Modiſtin Auna K., welche laut Erhebung des 
Markteommiſſariates eine Firmatafel mit der Aufſchrift „Kunſtblumen— 
verkauf“ führt und Bonquets und Guirlauden, ſowie auch einzeiue 
künſtliche Blumen am Lager hält. 

Auna K. hat gegen den oberwähnten Auftrag recurrirt und be— 
merkte in dem Statthaltereirecurſe, daß ſie weder Kunſtblumen für Hand⸗ 
und Bruſtbouquets, noch auch Braut- oder Grabkränze ꝛc., ſondern nur 
die zur Ausübung ihres Gewerbes nothwendigen Hutblumen und Hut⸗ 
federn führt, welche ſie allerdings auch ſeparat an ihre Kunden verkauft, 
wozu ſie aber eben berechtigt zu ſein glaubt. 

Recurrentin bat daher, es möge ihr das Führen und der Einzeln⸗ 
verkauf von nicht ſelbſt erzeugten, ausſchließlich nur für die Herrichtung 
von Damenhüten nöthigen Hutblumen und Hutfedern geſtattet und ihr 
Gewerbeſchein entfprechend geändert werden. 

Der Stadtrath in G. bemerkte im Vorlageberichte an die Statt- 
halterei, daß derſelbe bei obigem Verbote von der Anſicht ausgegangen 
ſei, der Inhaber eines Modiſtengeſchäftes ſei allerdings berechtigt, für 
ſeinen eigenen Bedarf, zum Aufputzen von Hüten, Blumen und Federn 
am Lager zu halten, ſei jedoch nicht berechtigt, ſolche Erzenguiſſe allein 
an Kunden im Detail zu verkaufeu. 

Die Handels- und Gewerbekammer in G. hat folgende Aeußerung 
abgegeben: 

„Nachdem die Modiſtiunen im Sinne des § 37 des Geſetzes 
vom 15. März 1883 das Recht haben, alle zur vollkommenen Her 
ſtellung ihrer Erzeugniſſe nöthigen Arbeiten zu vereinigen und die hiezu 
erforderlichen Hilfsarbeiter auch anderer Gewerbe zu halten, da nach 
Abſatz 2 dieſes Paragraphen eine Beſchränkung auf den Verkauf der 


ſelbſt angefertigten Waare nicht ſtattfindet, da fie ſomit berechtigt find, | 


ſich ſelbſt Federn zu erzeugen, ſo dürfen ſie ſelbſt erzeugte Federn, oder 
die ſie ſich gekauft haben auch verkauſen.“ 

Die Statthalterei hat ſich mit dieſer Aeußerung nicht einverſtanden 
erklärt und die Handels- und Gewerbekammer mit folgenden Be 
merkungen um nochmalige Wohlmeinungsäußerung erſucht: 

„Die Statthalterei kaun dieſer Anficht der Handels- und Gewerbe— 
kammer nicht beiſtimmen; denn, wenn anch den Modiſtinnen im Sinne 
des erſten Alinea des § 37 des Geſetzes vom 15. März 1883 nicht 
verwehrt werden kann, die zum Schmucke der Damenhüte erforderlichen 
Blumen oder Federn ſelbſt und auch unter Mithilfe von Hilfsarbeitern 
des Gewerbes der Kunſtblumenerzeugung zu erzeugen, ſo kann ihnen 
doch nicht die Berechtigung zuerkannt werden, dieſe für den Bedarf des 


individuellen Gewerbsbetriebes erzeugten Blumen oder Federn ſelbſtſtändig 


zu verkaufen, da dem zweiten Alinea des S 37 nach ſeinem Zuſammen⸗ 


hange eine die Grenzen des Gewerbeumfanges derart erweiternde Aus⸗ 


legung nicht gegeben werden kaun. 
Dieſes Alinea betrifft eben nur Erzeugniſſe des eigenen Gewerbs— 
betriebes und ſteht daher den Modiſtinnen allerdings zu, auch nicht ſelbſt 


gefertigte Hüte am Lager zu halten und zu verkaufen, berechtigt dieſelben 


aber keineswegs, auch das den Gegeuſtand eines fremden Gewerbsbetriebes 

Die Auslegung dieſer geſetzlichen Beſtimmung im Sinne der 
Handels- und Gewerbekammer würde unvermeidlich bei analoger An— 
wendung des derſelben zu Grunde liegenden Principes auf andere Ge— 
werbe, insbefondere ſolche, deren Erzeugniſſe die Verſpendung oftmals 
ſehr verſchiedenartiger Beſtandtheile mit ſich bringen, Uebergriffe in viel— 
fache andere Handels- und Gewerbebefugniſſe zur Folge haben.“ 

Die Handels- und Geworbekammer hat ſich nach neuerlicher Prü— 
fung und Berathung der vorſtehenden Auſchauung vollinhaltlich au— 
geſchloſſeu. 

Die Statthalterei hat ſohin mit der Enutſcheidung vom 26. De⸗ 
cember 1885, 3. 25.170, unter Zugrundelegung obiger Erwägungen 
(Al. 1 und 2) dem Recurſe der Auna Ka keine Folge gegeben. 

Gegen dieſe Eutſcheidung ergriff Aung K. den Miniſterialrecurs, 
über welchen ſeitens des Miniſteriums des Innern im Einvernehmen 
mit dem Handelsminiſterium unterm 18. Mai 1886, 3. 5516, nach⸗ 
ſteheude Eutſcheidung gefällt wurde. 

„Das Miniſterium des Junern findet über den Recurs der Anna K., 
Modiſtin in G., im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium 
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die Statthaltereientſcheiduug vom 26. December 1885, Z. 25.170, mit 
welcher, in Beſtätigung der Entſcheidung des Stadtrathes in G. vom 
7. Februar 1885, 3. 3814, der Genannten aufgetragen wurde, den 
ſelbſtſtändigen Handel mit Kunſtblumen einzuſtellen und die allfälligen, 
in den Auslagkäften ausgeſtellten Guirlanden und Ballblumen, ſowie 
auf den Verkauf von Blumen und Federn hindeutenden Firmatafeln und 
Aufſchriften zu entfernen, zu beheben und zu erkennen, daß die Recur- 
reutin zur Haltung und zum ſelbſtſtändigen Verkaufe von künſtlichen 
Blumen und Federn, ſowie zur Führung entſprechender Firmatafeln 
berechtigt ſei. 

Es wird hiebei von der Anſchauung ausgegangen, daß die Mo— 
diſtinnen ſchon vermöge der Natur ihres Gewerbes, ebenſo wie nach der 
bisherigen allgemeinen Uebung und dem praftiichen Bedürfniſſe nicht 
allein zur Anfertigung von Damenhüten, wie die Statthalterei annimmt, 
ſondern zur Herſtellung und zum Verkaufe von Damenputzartikel befugt 
erſcheinen, unter welchen unzweifelhaft auch Ballblumen, Guirlanden e. 
zu verſtehen ſind. 

Es wird hiebei jedoch ausdrücklich betont, daß dieſer ſel bſtſtändige 
Handel mit künſtlichen Blumen und Federn nur inſoweit geflattet werden 
kann, als derſelbe ſich eben auf Damenputzartikel beſchränkt und dieſer 
Handel nicht auch auf die Führung anderer Kunſtblumenartikel, wie 
beiſpielsweiſe Grabkränze, Jardinerien zur Zimmerausſchmückung u. ſ. w., 
ausgedehnt werden darf.“ 


Zu den Kriterien einer „öffentlichen Anſtalt“. 
Die Stempel, welche die k. k. Probiranſtalt in Ferlach (Karnten) 
den von ihr geprüften Gewehr: und Piſtolenläufen aufpragen 
läßt, ſind als eine „durch öffentliche Anftalt eingeführte Be: 
zeichnung“ anzuſehen (§ 199 d St. G.) 

Ju Ferlach (Kärnten) beſteht im Anſchluſſe au die Fachſchule für 
Gewehrerzeugung eine k. k. Probiranſtalt für Gewehr- und Piſtoleuläufe. 
Es findet eine zweimalige Probe ſtatt, deren Vornahme durch Stem— 
pelung der Läufe erſichtlich gemacht wird. Am 5. December 1885 
entdeckte der Probirmeiſter Wenzel E., daß auf mehreren von Johaun M. 
zur zweiten Probe vorgelegten Gewehrläufen die Stempel der erſten 
Probe nachgemacht ſeien. Johann M. bekaunte ſich zu dieſer Handlung. 
Es ging ihm, wie er behauptet, nur darum, der Beanſtändung wegen 
des Mangels der erſten Probe vorzubeugen. Von der Staatsauwaltſchaft 
wegen Betrugos nach § 199 ı St. G. verfolgt, wurde Johann M. 
dieſes Verbrecheus mit Urtheil des Landesgerichtes in Klageufurt vom 
20. März 1886, 3. 2696, auch ſchuldig erkannt. 

Der Caſſationshof jedoch gab mit Entſcheiduung vom 2. Juli 
1886, 3. 5196, feiner Nichtigkeitsbeſchwerde ſtatt und erkannte in der 
Anklagethat blos die im § 320 f St. G. bezeichnete Uebertretung. 

Gründe: Die Nichtigkeitsbeſchwerde richtet ſich zunächſt gegen 
die Ablehung des von der Vertheidigung bei der Hauptverhandlung 
geſtellteu Antrages auf Vertagung der Verhandlung und Einleitung von 
Erhebungen beim k. k. Unterrichtsminiſterium oder der k. k. Landes⸗ 
regierung für Kärnten darüber, ob die k. k. Probiranſtalt in Ferlach 
eine öffentliche Staatsanftalt ſei. In dem hiemit angefochtenen Zwiſchen 
erkeuntuiſſe kann jedoch der vom Beſchwerdeführer behauptete Nichtigkeits— 
grund des § 281, 3. 4 St. P. O. nicht gefunden werden. Die Ableh— 
nung des obigen Autrages ſtellt ſich vielmehr als vollkommen gerechtfertigt 
dar. Denn unter den bei der Hauptverhandlung vorgeleſenen Acteu— 
ſtücken befand ſich auch die durch Erlaß der Landesregierung in Kärnten 
vom 25. November 1882, 3. 9036, kundgemachte Verordnung des 
Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 12. Auguſt 1882, 
Z. 8193, mit welcher die Errichtung der Probirauſtalt in Ferlach 
angeordnet, Zweck und Wirknugskreis derſelben normirt und insbeſondere 
das Verfahren bei Stempelung der amtlich erprobten und probefeſt 
befundenen Gewehre eingehend geregelt wurde. Es lag ſohin dem 
erkennenden Gerichtshofe ein ausreichendes Material zur Prüfung der 
Frage vor, ob die Probiranſtalt in Ferlach eiue öffentliche Anſtalt im 
Sinne des 8 199 d St. G. ſei und es hätte eine Befragung anderer 
Behörden im Sinne des vom Vertheidiger geſtellten Autrages keinen 
Zweck gehabt, da es ausſchließliche Aufgabe des Gerichtshofes war, 
die erwähute Frage ſelbſtſtändig und unabhäugig von der Anſicht, 


welche andere Behörden darüber haben könnten, zu löſen. Begründet 
| ericheint dagegen die Nichtigkeitsbeſchwerde, inſoweit ſich die Aus⸗ 


führungen derſelben auf den darin auch ausdrücklich berufenen Nichtig⸗ 
keitsgrund des § 281, 3. 10 St. P. O. beziehen. Aus der Prüfung 


der oben eitivten Miniſterialverordnung ergibt ſich zwar in zweifelloſer 
Weiſe, daß die Probezeichen, durch welche die Probiranſtalt in Ferlach 
die von ihr der Erprobung mit günſtigem Erfolge unterzogenen Gewehr⸗ 
und Piſtolenläufe kennzeichnet, als „durch eine öffentliche Anſtalt ein⸗ 
geführte Bezeichnung mit Stempel oder Probe“ im Sinne des § 199 d 
St. G. anzuſehen ſind. Denn nach dem Inhalte der von der Landes⸗ 
regierung kundgemachten Verordnung ift die Probirauſtalt in Ferlach 
eine Staatsanſtalt zur Förderung öffentlicher Intereſſen, dazu beſtimmt, 
in ihrem ämtlichen Wirkungskreiſe Gewehre zu erproben und die er⸗ 
folgte Erprobung der Läufe durch Stempelung derſelben erſichtlich zu 
machen, wodurch einerſeits Unglücksfällen vorgebeugt, anderſeits die 
Gewehrerzeugung im Bezirke Ferlach gefördert werden ſoll. Schon dies, 
in Verbindung mit dem Umftande, daß fie für Jedermann zugänglich 
iſt, läßt ſie als eine öffentliche Anſtalt erſcheinen. Noch deutlicher 
weiſt darauf der ihr verliehene Titel hin, welcher wohl nach der 


Natur der Sache einer Privatanſtalt niemals zugeſtanden werden könnte. 


Die von der Vertheidigung bei Beſtreitung des öffentlichen Charakters 
der mehrgenannten Anſtalt betonten Umſtände, daß weder die vorhin 
citirte Verordnung des Unterrichtsminiſteriums, noch der zur Kund⸗ 
machung derſelben ergangene Erlaß der Landesregierung in Klagenfurt 
durch das Reichsgeſetz- oder das Landesgeſetzblatt publicirt worden ſind, 
und daß nach dieſen Vorſchriſten Niemand gezwungen iſt, die er 
Probiranſtalt in Ferlach in Anſpruch zu nehmen, die daſelbſt vor⸗ 
genommene Erprobung vielmehr nur auf freiwilliges Verlangen ſtatt⸗ 
findet, ſind ganz unentſcheidend. Es beſteht kein Geſetz, welches vor. 
fchveiben würde, daß zur Errichtung öffentlicher Auſtalten ein legislativer 
Act nothwendig fei; noch weniger widerſtreitet es dem Weſen einer 
öffentlichen Auſtalt, daß die Benützung derſelben Niemandem zur Pflicht 
gemacht iſt. Wenn dieſe Umſtände als Kriterien für die Oeffentlichkeit 
einer Anſtalt angeſehen werden wollten, müßte der öffeutliche Charakter 
einer ganzen Reihe von Anſtalten, an welchem noch niemals gezweifelt 
worden iſt, in Abrede geſtellt werden. Nicht weniger als die von einer 
öffentlichen Unterrichtsanſtalt ausgeſtellten Zeugniſſe müſſen die von der 
Probiranſtalt zu Ferlach in Form des vorgeſchriebenen Probezeichens 
ertheilten Beurkundungen der vorgenommenen Erprobung von Läufen 
als Beweismittel im Sinne des § 112 der allgemeinen Gerichtsordunng 
anerkannt werden. In dieſer Richtung liegt demnach eine Verletzung 
oder unrichtige Anwendung des Geſetzes, welche den Nichtigkeitsfall des 
§ 281, 3. 9 a St. P. O. begründen würde, nicht vor... 


Geſetze und Verordnungen. 


1886. I. Semeſter. 


Landes-Geſetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 

IX. Stück. Ausgeg. am 15. März. — 30. Kundmachung der k. k. Statt⸗ 
halterei vom 2. März 1886, Z. 13.947, betreffend die theilweiſe Aenderung des 
Geſchäftsplaues der Stellungscommiſſionen im Jahre 1886 in Galizien. 
31. Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 20. Februar 1886, 
3. 14.177 896 ex 1885, womit die Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 
24. April 1872, R. G. Bl. Nr. 61, betreffend die Bezirke und Standorte der 
Revierbergbeamten abgeändert wird. 

X. Stück. Ausgeg. am 15. März. — 32. und 33. Kundmachungen der 
k. k. Statthalterei vom 6 März 1886, Z. 14.650, betreffend die Bewilligung zur 
Einhebung eines Zuſchlages zur Verzehrungsſtener von Fleiſch und Wein für die 
Marktgemeinden Mikulince und Kopyczynce. 

XI. Stück. Ausgeg. am 31. März. — 34. Kundmachung des k. k. Statt⸗ | 
halterei-Präſidiums vom 10. März 1886, Z. 1553, womit die Verordnung des 
k. k. Juſtizminiſteriums vom 13. Februar 1886, Z. 906, betreffend den Beginn 
der Amtswirkſamkeit des neu errichteten Bezirksgerichtes in Zabno, verlautbart 
wird. 35. Geſetz vom 17. December 1884, womit das Recht zur Gewinnung 
der wegen ihres Gehaltes an Erdharz benützbaren Mineralien geregelt wird. — 
36. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 15. Juni 1885, betreffend die 
Anlegung und Führung von Naphtabüchern auf Grund des Reichsgeſetzes vom 
11. Mai 1884, R. G. Bl. Nr. 71, und des galizifchen Landesgeſetzes vom 
17. December 1884, L. G. Bl. Nr. 35 vom Jahre 1886. 

XII. Stück. Ausgeg. am 31. März. 37. Kundmachung der k. k. Statt⸗ 
halterei vom 19. März 1886, Z. 17.888, betreffend die Bedeckung des Abganges 
des Landesfondes im Jahre 1886 mittelſt Zuſchlages zu den directen Steuern. | 


XIII. Stück. Ausgeg. am 15. April. — 38. bis 44. Kundmachungen der 
k. k. Statthalterei vom 18. März 1886, 3. 16.929, womit mehreren Gemeinden 
das Recht zur Einhebung der Mauthgebühren ertheilt wird. — 45. Geſetz vom 
29. März 1886, betreffend die Ausſcheidung der Ortſchaft Podlefie aus dem 
Verbande der Gemeinde Medwedowee im Buczaczer Bezirke und die Bildung 
einer ſelbſtſtändigen Gemeinde aus derſelben. — 46. Geſetz vom 29. März 1886, 
betreffend die Trennung der Ortſchaften Szezytna und Tywonia, Jaroslauer 
Bezirkes, und Bildung einer ſelbſtſtändigen Gemeinde aus jeder derſelben. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 25. April. — 47. Berg⸗Polizeivorſchriften für 
Bergbaue auf die im $ 1 des Reichsgeſetzes vom 11. Mai 1884 (R. G. Bl. 
Nr. 71 vom Jahre 1884) angeführten Mineralien im Amtsdiſtricte der k. k. 
Berghauptmannſchaft für ganz Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzog⸗ 
thume Krakau. 

XV. Stück. Ausgeg. am 25. April. — 48. Geſetz vom 7. April 1886, 
womit die Beſtimmungen des § 48 des Geſetzes über die Bezirksvertretung vom 
12. Auguſt 1866 abgeändert werden. 49. Kundmachung der k. k. Statt 
halterei vom 14. April 1886, Z. 24.402, betreffend die Steuerzuſchläge für den 
Grundentlaſtungsfond für das Jahr 1886. — 50. Kundmachung der k. k. gali- 
ziſchen Poſt⸗ und Telegraphendirection vom 9. April 1886, Z. 8495, wegen 
Feſtſetzung des Rittgeldes für die Zeit vom 1. April bis Ende September 1886. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 30. April. 51. Kundmachung der k. k. 
Statthalterei vom 20. April 1886, Z. 25.583, betreffend die Bewilligung zur 
Einhebung eines Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer von Fleiſch für die Gemeinde 
der Bezirksſtadt Kolomea 52. Beſchluß des galiziſchen Landtages, betreffend 
die Aufnahme der Kinder in die Findelanſtalt in Krakau 

XVII. Stück. Ausgeg. am 15. Mai. 53. Kundmachung der k. k. 
Statthalterei vom 19. Februar 1886, 3. 82.113 ex 1885, womit die Durch- 
führungsvorſchriften zur Ausführung der Wehrgeſetze vom 5. December 1868 
(R. G. Bl. Nr. 151) und 2. October 1882 R. G. Bl. Nr. 158) abgeändert 
werden. 


XVIII. Stück. Ausgeg. am 30. Mai. — 54. Kundmachung der k. k. 
Statthalterei vom 17. April 1886, 3. 17.223, betreffend die Aufhebung der 
Schubſtation in Czermin, Mielecer Bezirkes. — 55. Kundmachung des Landes- 


ausſchuſſes vom 20. April 1886, Z. 21.304, betreffend die Feſtſetzung der 
Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus in Neu⸗Sandez. 56. Geſetz 
vom 5. Mai 1886, betreffend die Verpflichtung zur Verſicherung der ausſchließ⸗ 
lich für Zwecke der öffentlichen Volksſchulen beſtimmten Gebäude gegen 
Brandſchäden. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 16. Juni. — 57. Geſetz vom 18. Mai 1886, 
womit der Gemeinde Debica, Ropezycer Bezirkes, die Bewilligung zur Einhebung 
einer Auflage von verſüßten Getränken ertheilt wird. — 58. Kundmachnug des 
Landesausſchuſſes vom 18. Mai 1886, 2. 25.239, betreffend die Feſtſetzung der 
Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus in Biala. 59. Geſetz vom 
20. Mai 1886, betreffend die Berechtigung der Marktgemeinde Peczenizyn zur 
Einhebung einer Gemeindeauflage von Bier. — 60. Geſetz vom 20. Mai 1886, 
betreffend die Erhöhung auf die Dauer von ſechs Jahren der von der Stadt⸗ 
gemeinde Oswiccim, Bialaer Bezirkes, eingehobenen Auflage von ſpirituoſen Ge⸗ 
tränken und vom Bier. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 


J. Stück. Ausgeg. am 14. Jänner. — 1. Kundmachung des Bukowinger 
k. k. Landespräſidenten vom 3. Jänner 1886, Z. 15.356 ex 1885, betreffend 
die Militär⸗Durchzugspreiſe für das Jahr 1886. 

II. Stück. Ausgeg. am 26. Jänner. — 2. Verordnung der Bukowinger 
k. k. Landesregierung vom 21. Jänner 1886, 3. 591, betreffend die Feſtſetzung 
der Termine zur Kündigung und Räumung gemietheter Wohnungen und ſonſtiger 
Räumlichkeiten in den Städten Sereth, Radautz, Suczawa und Kimpolung. — 
3. Verordnung der Bukowinaer k. k. Landesregierung vom 21. Jänner 1886, 
3. 591, womit die mit der Verordnung vom 24. Jänner 1873, 3. 153 Präſ., 
für die Landeshauptſtadt Czernowitz und deren Vorſtädte feſtgeſetzten Termine 
zur Kündigung und Räumung gemietheter Wohnungen und ſonſtiger Räumlich⸗ 
keiten abgeändert werden. 

III. Stück. Ausgeg. am 6. Februar. — 4. Geſetz vom 18. Jänner 1886, 
wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Auflaſſung der über den 
Stanahoraberg führenden Strecke der Czernowitz⸗Nowoſielitzaer Straße und Ein⸗ 
reihung der im Pruththale nach Bojan führenden Straßeuſtrecke in die Kategorie 
der Bezirksſtraßen. — 5. Geſetz vom 20. Jänner 1886, wirkſam für das Herzog⸗ 
thum Bukowina, betreffend die Einreihung der Zeleneuer Gemeindeſtraße vonn 
Pruthfluſſe bis an die Storozynetzer Bezirksgrenze in die Kategorie der 
Bezirksſtraßen. 


IV. Stück. Ausgeg, am 11. Februar. — 6. Kundmachung des Bukowinger 
Landesausſchuſſes vom 2. Februar 1886, Z. 299, betreffend die Ausſchreibung 
der Umlage zur Bedeckung des Abganges beim Landesſchulfonde im Jahre 1886. 

V. Stück. Ausgeg. am 14. Februar. 7. Geſetz vom 29. Jänner 1886, 
wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Erhöhung der im Landes⸗ 
geſetze vom 11. December 1884 (L. G. Bl. Nr. 39, Poſtzahl 23 26 des Aus⸗ 
weiſes zu § 3) auf den Bezirksſtraßen im Suczawaer Bezirke ſeſtgeſtellten 
Mauthtarife. 

VI. Stück. Ausgeg. am 18. Februar. — 8. Kundmachung der Bukowinaer 
k. k. Landesregierung vom 6. Februar 1886, 3. 1337, betreffend die Höhe des 
Koſtenpreiſes der Arbeitsbücher für das gewerbliche Hilfsperſonale. 9. Kund⸗ 
machung des k. k. Landespräſidenten für die Bukowina vom 9. Februar 1886, 
Z. 1628, betreffend die Feſtſtellung des Reiſe- und Geſchäftsplanes der für die 
regelmäßige Stellung im Jahre 1886 activirten Stellungscommifſionen und die 
Einberufung der vierten Altersclaſſe zur Stellung. 


VII. Stück. Ausgeg. am 21. März. — 10. Kundmachung des Bukowinger 
Landesausſchuſſes vom 9. März 1886, Z. 538, betreffend das Statut für die 
öffentliche allgemeine Landes-Krankenanſtalt in Czernowitz. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 1. April. 11. Geſetz vom 5. März 1886, 
wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Verwendung von Privat⸗ 
hengſten zum Beſchälen. 


IX. Stück. Ausgeg. am 3. April. 12. Geſetz vom 21. März 1886, 
giltig für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Aenderung der nach dem 
Landesgeſetze vom 11. December 1884 (L. G. Bl. Nr. 39, Poſtzahl 21 und 22 
des Ausweiſes) beſtehenden Bemauthung der Staneſtier und der Wiznitz⸗Berhometh⸗ 
Storozynetzer Bezirksſtraße im Storozynetzer Bezirke. 

X. Stück. Ausgeg. am 7. April. — 13. Geſetz vom 24. März 1886, 
wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Einführung einer Abgabe 
von den Feuerverſicherungs-Geſellſchaften als Beitrag zu den Koſten der Feuer⸗ 
wehren im Herzogthume Bukowina. — 14. Kundmachung der k. k. Poſt- und 
Telegraphendirection in Czernowitz vom 31. März 1886, Z. 2404, betreffend die 
Feſtſetzung des Poſtrittgeldes in der Bukowina für die Zeit vom 1. April bis 
Ende September 1886. 

XI. Stück. Ausgeg. am 30. April. — 15. Geſetz vom 10. April 1886, 
wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Aenderung der Beftim- 
mungen des Landesgeſetzes vom 11. December 1884 (L. G. Bl. Nr. 39) über 
die Bemauthung einiger Bezirksſtraßen im Czernowitzer Bezirke (Poſtzahl 1, 2, 
4, 5 des Ausweiſes zum Geſetze vom 11. December 1884). 

XII. Stück. Ausgeg. am 4. Mai. — 16. Geſetz vom 20. April 1886, 
wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Aenderung der Beſtim⸗ 
mungen des Landesgeſetzes vom 11. December 1884 (L. G. Bl. Nr. 39) über 
die Bemauthung der Bezirksſtraßen im Wiznitzer Bezirke (Poſtzahl 27, 28, 29 
des Ausweiſes zum Geſetze vom 11. December 1884). 

XIII. Stück. Ausgeg. am 8. Mai. — 17. Geſetz vom 24. April 1886, 
wirkfam für das Herzogthum Bukowina, womit die Lehrer an den öffentlichen 
Volks⸗ und Bürgerſchulen, ſowie deren Angehörige von der Entrichtung der zu 
Gunſten des Grundentlaſtungsfondes und für Landes-, Bezirks⸗ und Gemeinde⸗ 
zwecke eingehobenen Zuſchläge zur Einkommenſtener befreit werden. 


XIV. Stück. Ausgeg. am 11. Mai. — 18. Kundmachung des Bufowinaer 
Landesausſchuſſes vom 4. Mai 1886, 3. 1058, betreffend die Ausſchreibung der 
Landes⸗ und Grundentlaſtungsfondsumlagen für das Jahr 1886. 


XV. Stück. Ausgeg. am 23. Mai. 19. Geſetz vom 2. Mai 1886, 
betreffend die Aenderung der 88 4, 6, 7, 12 und 13 des Landesgeſetzes vom 
24. April 1871 über die Errichtung einer landwirthſchaftlichen Lehranſtalt in 
Czernowitz (L. G. Bl. Nr. 7, 1871) und betreffend das ſtaatliche Aufſichtsrecht 
über dieſe Lehranſtalt. — 20. Kundmachung der Bukowinaer k. k. Landesregierung 
vom 13. Mai 1886, Z. 5469, betreffend die Activirung einer ſtändigen Stellungs⸗ 
commiſſion mit dem Amtsſitze in Czernowitz. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 1. Juni. 21. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 15. Mai 1886, 3. 8783, betreffend die Errichtung des Bezirks⸗ 
gerichtes Seletin in der Bukowina. 


XVII. Stück. Ausgeg. am 11. Juni. 22. Geſetz vom 2. Mai 1886, 
wirkſam für das Herzogthum Bukowina, womit Jagdkarten eingeführt werden. 
— 23. Verordnung des k. k. Landespräfidenten für die Bukowina vom 5. Juni 
1886, Z. 427 Präſ., betreffend die Durchführung des § 3 des Landesgeſetzes vom 
2. Mai 1886, L. G. Bl. Nr. 22, über die Einführung von Jagdkarten in der 
Bukowina. 
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Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Generalconſul Dr. Karl Ritter Brimeig von 
Herwalt in Odeſſa taxfrei den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
verliehen. 7 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectiumsrathes 
bekleideten Hof. und Miniſterialſecretär im Miniſterium des Aeußern Dr. jur. 
Guſtav Ritter von Ohms taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe, 
dem mit Titel und Charakter eines Haus-, Hof- und Staatsarchivars bekleideten 
Coneipiften erſter Claſſe des Haus⸗, Hof- und Staatsarchives Dr. jur. Guſtav 
Winter das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hoffecretürs 
bekleideten Rechnungsrath Franz Mörie zum wirklichen Hofſecretär des gemein⸗ 
ſamen Oberſten Rechnungshofes ernannt und dem Rechnungsrathe Karl Wolf 
den Titel und Charakter eines Hofſeeretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Inſpector der Tabakhauptfabrik in Iglau 
Emerich von Skowronski anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Finanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Conceptsaſpiranten im Haus-, Hof- und Staats⸗ 
archive Franz Ankert Ritter von Wernſtaedten den Titel und Charakter eines 
Archivsconeipiſten zweiter Claſſe und dem Hof- und Miniſterialofficial erſter 
Claſſe des Miniſteriums des Aeußern Eugen Freiherrn von der Lippe den Titel 
und Charakter eines Hof⸗ und Minifterialeoncipiften zweiter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten bei der Statthalterei in 
Graz Joſeph Reiner anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Rechuungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem ſchleſiſchen Landesarchivar Eduard Bernt das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 5 12 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Finanzwachcommiſſär Leopold 
Kſchwend den Titel und Charakter eines Finanzwach⸗Obercommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Mitgliede des niederöſterreichiſchen Landes⸗ 
ausſchuſſes Joſeph Schöffel den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei 
verliehen. . ne 

Seine Majeftät haben dem Kämmerer und Landtagsabgeordneten Ladislaus 
Chriſtoph Felix Adalbert Ritter von Wolauski den Grafenftand verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
in dieſem Miniſterium in Verwendung ſtehenden Bezirkscommiſſäre Karl Frei⸗ 
herrn Myrbach von Rheinfeld, Johann Fekete de Belafalva, Tino. 
theus Grafen Ledöchowski, Manfred Grafen Clary und Aldringen und 
Boguslav Ritter von Kieszkowski, dann den Miuiſterialeoncipiſten Siſinio 
Freiherrn Pretis von Cagnodo zu Miniſterial⸗Viceſecretären im Miniſterinm 
des Innern ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des 
Polizeiconcipiſten Dr. Gottfried Freiherrn von 
concipiſten im Miniſterium des Innern ernannt. a 

Der Sirenen en F bez Em in A Auguſt 

nina zum Juſpector der Tabakhauptfabrik in Iglau ernannt. a 
0 Der Handelsminiſter hat den Poſteontrolor Friedrich Goſtl in Wien 
zum Oberpoſteontrolor in Conſtantinopel ernannt. 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


MANZ’schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


a) Manz’sche Taschen-Ausgabe der österr. Gesetze. 
Sechster Band. I. Abtb.: Die Gesetze und Verordnungen über die 
Civilgerichtsverfassung. Die Concursordnung und das Anfechtungs- 
gesetz. Mit Berücksichtigung der grundsätzlichen Entscheidungen des 
obersten Gerichtshofes. 11. verbesserte Aufl. kl.8. 1886. (XII, 426 S.) 1 fl. 50 kr. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 
Sechster Band. II. Abth.: Die allgemeine Gerichtsordnung, die Ge- 
setze über die besonderen Verfahrensarten in Streitsachen, darunter Bagatell- 
und Mahnverfahren, sammt allen darauf bezüglichen Verordnungen und den 
grundsätzlichen Entscheidungen des obersten Gerichtshofes. 10. vermehrte 
und ergänzte Aufl. kl. 8. 1885. (XII, 468 S.) 1 fl. 50 kr. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 
Siebenter Band: Das allgemeine Berggesetz vom 23. Mai 1854, sammt 
der Vollzugsvorschrift und allen darauf Bezug nehmenden Nachträgen, Ver- 
ordnungen und Erläuterungen, dann den einschlägigen Erkenntnissen des 
Verwaltungsgerichtshofes. 7. verbesserte und vermehrte Auflage. kl. 8. 1885. 
(VIII. 491 S.) il, 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 50 kr. 
Achter Band: Gesetze, betreffend das Forstwesen und den Feld- 
schutz, nebst allen ergänzenden und erläuternden Verordnungen mit Hin- 
weisung auf die einschlägigen, aus den Entscheidungen des Verwaltungs- 
gerichtshofes ersichtlichen Rechtsgrundsätze. 8. vermehrte und ergänzte 
Auflage. (XIV, 668 8.) 2 fl. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 50 kr. 
Neunter Band: Das Gemeindegesetz vom 5. März 1862, sammt den 
Gemeindeordnungen für alle Kronländer und den Statuten für einzelne Orte, 
Das Heimatgesetz vom 3. December 1863, sammt den Vorschriften über 
Abschaffung, Abschiebung, Einwanderung, Auswanderung und die Verehe- 
lichung mit Ausländern. Gesetz über Volkszählung. 7. ergänzte Auflage. 
kl. 8. 1882. (VIII, 389 S.) (Neue Auflage im Druck.) 1 fl. 80 kr. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 30 kr. 


Miniſteriums des Innern hat den 
Giovanelli zum Minifterial- 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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